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Die Gefahr steigender Schulden
Von Robin Winkler

D er Chefökonom des Beratungs-
unternehmens Capital Econo-
mics, neil Shearing, hat ein im 

angloamerikanischen Sprachraum viel 
beachtetes und von der Fachpresse 
nachhaltig empfohlenes Buch vorge-
legt. Darin analysiert er den Wandel der 
Weltwirtschaftsordnung und gibt fun-
dierte Prognosen über die nächsten 
zehn Jahre ab. Er zeigt, wie die multila-
terale, regelbasierte Weltwirtschafts-
ordnung zerbricht und begründet dies 
mit der massiven Rückkehr der geo-
politik und der sich seit dem Machtan-
tritt von Xi Jinping im Jahre 2012 ver-
schärfenden Rivalität zwischen den 
uSa und China. Das Zeitalter des freien 
globalen Handels sowie des freien Kapi-
talverkehrs sei vorbei. Das Zeitalter der 
globalisierung werde aber nicht durch 
ein Zeitalter der Deglobalisierung abge-
löst. Daher geht er auch nicht davon 
aus, dass wir vor einer großen Depres-
sion wie 1929 stehen.

Stattdessen prognostiziert er, dass 
sich die Weltwirtschaft immer stärker 
spalten wird in einen uS-geführten 
Block auf der einen Seite und einen Chi-
na-geführten Block auf der anderen Sei-
te. Innerhalb dieser Blöcke würde ein in-
tensiver Handel unter „Freunden“ statt-
finden. nicht abzusehen sei indes, wie 
stark sich die beiden Blöcke abschotten. 
Die Bruchlinien zwischen den Blöcken 
seien in den nächsten Jahren fließend. 
Viele Volkswirtschaften würden zwi-
schen die Fronten geraten.

Im aktuellen Machtkampf der Super-
mächte hätten die uSa die etwas besse-
ren Karten. Shearing meint, dass sich 
die ökonomisch potentesten Länder 
dem uS-geführten Block zuwenden: 
Erstens seien sie militärisch abhängig 
vom uS-Sicherheitsschirm. Zweitens 
würden sie magnetisch angezogen von 
der großen Kaufkraft des uS-Marktes. 
Drittens sei der Dollar unverzichtbar, 
denn immerhin werden 90 Prozent des 
globalen Handels in dieser Währung ab-
gewickelt. Viertens fehle im Westen das 
Vertrauen in China. Resümierend meint 
Shearing, dass China in der neuen Welt-
wirtschaftsordnung eher mehr zu verlie-
ren habe als die uSa, auch weil China 
einen strukturellen Leistungsbilanz-
überschuss habe. Die Überschüsse 
könnten nur sicher in den uSa oder bei 
deren alliierten investiert werden.

In seiner Prognose ist er reichlich op-
timistisch, was die künftige Stellung der 
uSa anbelangt, und möglicherweise zu 
skeptisch mit Blick auf China. So geht er 
davon aus, dass das chinesische Wirt-
schaftswachstum im Zuge des Bruches 
des Weltwirtschaftssystems auf nur 
noch zwei Prozent schrumpfen werde. 
gleichwohl: Wer das vorliegende Buch 
gelesen hat, dürfte die umbrüche besser 
einordnen können. RoBERT FIETEn

Neil Shearing: The Fractured Age. 
How the Return of Geopolitics Will Splinter 
the Global Economy. John Murray Business, 
London 2025, 288 Seiten, 24 Euro.

Die neuen Blöcke
Wie sich die Weltwirtschaft neu sortiert

Die Wirtschaftswissenschaftler Thomas 
Beschorner und Blagoy Blagoev haben die 
Frage angesprochen, wie die Betriebswirt-
schaftslehre mit Fragen sozialer und öko-
logischer Verantwortung umgehen soll 
(F.a.Z. vom 13. Juni 2025). Sie werfen der 
BWL vor, auf ökonomische Kalküle ver-
engt zu sein. Zudem fehle unternehmen 
orientierung jenseits bloßer opportuni-
tät. gefordert wird eine Wende hin zu 
einer an ethischen Werten orientierten 
BWL. Diese Forderung braucht eine Er-
gänzung und verdient an einer Stelle sogar 
deutlichen Widerspruch.

Der gesellschaftliche Beitrag der BWL 
besteht schlicht darin, unternehmen bes-
ser zu machen. Wie schafft sie das? Hier 
lohnt ein Blick in die organisationstheo-
rie von James g. March (1928 bis 2018), 
jenem Klassiker des Faches, den auch Be-
schorner und Blagoev zitieren.

Wenn aber die von March aufgestellte 
Logik der angemessenheit als orientie-
rungsrahmen für eine wertebasierte 
BWL empfohlen wird, entsteht ein Prob-
lem. Denn March selbst stellte fest, dass 
die Idee der normativen angemessenheit 
zwar moralische obertöne hat, aber 

neben Heldentaten ebenso dem Befolgen 
von Moralkodizes krimineller Vereini-
gungen zugrunde liegen kann. Das ist 
kein argument gegen Wertorientierung 
schlechthin, aber eine Erinnerung daran, 
dass das Konzept seine Inhalte nicht 
selbst mitbringt.

March sah unternehmen als Koalitio-
nen unterschiedlicher Interessengrup-
pen. Dazu zählen Investoren, Mitarbeiter, 
Kunden, aber auch die allgemeinheit. 
Diese gruppen sind zur Verwirklichung 
ihrer Ziele aufeinander angewiesen. Die 
Herausforderung besteht darin, den Inte-
ressenausgleich, der nie machtfrei ver-
läuft, so zu organisieren, dass er nachhal-
tig funktioniert.

unternehmen funktionieren, wenn sie 
widerstreitende Interessen dauerhaft in 
tragfähige und produktive Lösungen 
übersetzen. Im Mittelpunkt steht die Fra-
ge, wie man als unternehmen angesichts 
heterogener Erwartungen Entscheidun-
gen trifft. genau das ist der gegenstand 
der BWL.

Die geforderte Multirationalität, also 
die anerkennung, dass neben ökonomi-
scher Rationalität auch andere Rationali-

täten in unternehmerische Entscheidun-
gen einfließen müssen, ist nichts anderes 
als die anerkennung des Koalitionscha-
rakters von unternehmen. Soweit besteht 
Einigkeit.

Wo ich widerspreche, ist die zweite, 
normativ stärkere Lesart: unternehmen 
sollten sich nicht bloß danach richten, 
was von ihnen gefordert wird, sondern 
danach, was ethisch geboten sei. Das ist 
ein verständliches unbehagen am bloßen 
opportunismus, doch unternehmen und 
auch die BWL als Disziplin an moralische 
Werte zu binden, ist eine heikle Sache.

Einige große unternehmen in den 
uSa haben ihre Diversitätsziele gestri-
chen. Kritiker sehen darin einen Mangel 
an moralischer Standfestigkeit. Doch 
müssen unternehmen freiwillig zu Wer-
ten stehen, auch wenn sich wesentliche 
Erwartungen an sie verändern? Wohl nur 
dann, wenn die Koalition der beteiligten 
Interessen eine solche Wertorientierung 
auch mitträgt.

Doch wenn stets der lauteste oder 
mächtigste Stakeholder gewinnt, wäre 
das gerade jener opportunismus, der ab-
zulehnen ist. Produktiver ausgleich heißt 

stattdessen, schwächere und mittelbar 
betroffene Interessen, nicht zuletzt die 
der allgemeinheit, institutionell einzube-
ziehen und nicht bloß Mehrheiten abzu-
bilden. Das ist anspruchsvoll genug. Von 
unternehmen darüber hinaus zu verlan-
gen, dauerhaft gegen zentrale Erwar-
tungskoalitionen zu handeln, stellt eine 
Überforderung dar.

Vielleicht lässt sich die Idee des aus-
gleichs selbst als Wert lesen, den es hoch-
zuhalten gilt – und der viel zu wenig als 
grundtugend der BWL erkannt wird. 
Denn die eigentliche Stärke der Disziplin 
liegt nicht darin, moralische orientierun-
gen vorzugeben, sondern Instrumente 
bereitzustellen, mit denen unterschiedli-
che Interessen in tragfähige arrange-
ments überführt werden können. genau 
diese Kompetenz prägt eine gute be-
triebswirtschaftliche ausbildung. Es geht 
nicht darum, moralische Bekenntnisse 
einzuüben, sondern eine urteilskraft zu 
entwickeln, die mit konkurrierenden Ra-
tionalitäten produktiv umgehen kann.

Stephan Leixnering lehrt BWL an der 
Wirtschaftsuniversität Wien.

Als moralische Instanz ist die BWL überfordert
Worin besteht die Kernaufgabe von unternehmen? Von Stephan Leixnering
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F rank Schäffler schreibt als Libe-
raler und langjähriger FDP-Par-
lamentarier  und nicht zuletzt als 

ein Vertreter seiner generation. Selbst-
kritisch zeigt der 57 Jahre alte Politiker, 
wie über öffentliche Schulden Lasten 
in die Zukunft verschoben werden.  Die 
Hoffnung, dass die Schulden von heute 
das Wachstum von morgen fördern, 
wird angesichts der stark konsumtiven 
Verwendung der Mittel enttäuscht. 
gleichzeitig sorgen steigende Zinslas-
ten für engere künftige Spielräume.

Schäffler gelingt es, die Probleme 
anschaulich zu diskutieren. Er erinnert 
daran, dass das Wachstums- und auf-
stiegsversprechen, das die Bundesre-
publik einmal prägte, nicht das Resul-
tat eines schuldenfinanziert wachsen-
den öffentlichen Sektors war. Vielmehr 
wurzelte es in Innovation, unterneh-
mertum und einer viel weniger als heu-
te interventionistischen Wirtschafts-
politik. 

Das Problem, das wir künftigen ge-
nerationen hinterlassen, ist nicht allein  
die hohe Schuldenlast. Mindestens 
ebenso schwer lastet ein über Jahr-
zehnte etabliertes enges netz von 
Markteingriffen und ineffizienten um-

verteilungssystemen, das angesichts 
ineinander verkeilter Interessengrup-
pen nur schwer reformierbar ist. Den-
noch zeigt er, dass in anderen Ländern 
wie Schweden, der Schweiz und inzwi-
schen auch argentinien Lösungsansät-
ze zu finden wären. argentinien dient 
aber auch als warnendes Beispiel für 
den langen abstieg eines Landes durch 
Reformverweigerung und Staatsexpan-
sion, die  durch Schulden ermöglicht 
wurden. 

Schäffler argumentiert zwar aus der 
Tradition von Hayek und Mises heraus, 
aber er ist kein Dogmatiker. Im gegen-
satz zu vielen anderen modernen an-
hängern der Österreichischen Schule  ist 
er, trotz  oft beißender Kritik an den ak-
tuellen umständen, an pragmatischen  
Lösungen interessiert. auch wenn er 
teils über das Ziel hinausschießt, etwa 
in seiner  wenig kritischen Perspektive 
auf das Phänomen Bitcoin oder seiner 
Fundamentalkritik an unserem geld-
system. Jan SCHnELLEnBaCH

Frank Schäffler: Generation Debts. 
Die Generation, die alles bezahlen muss. 
Langen Müller Verlag, München 2026, 
272 Seiten, 22 Euro.

Ein Land lebt auf Pump
Schäfflers Kritik an der Schuldenpolitik

echter Kompetenz sein. Sie können aber 
auch nur die oberfläche eines Denkpro-
zesses simulieren, der nie stattgefunden 
hat. Deshalb reicht es nicht mehr, allein 
das Endprodukt zu bewerten. Die Hoch-
schulen müssen stärker sichtbar machen, 
wie ein Ergebnis entstanden ist.

Trotz dieser Kritik wäre es zu kurz ge-
griffen, Künstliche Intelligenz pauschal 
zu brandmarken. Richtig eingesetzt, bie-
tet sie enorme Potentiale. Sie kann als 
Sparringspartner dienen, der Ideen 
strukturiert, erste Entwürfe generiert 
oder komplexe Inhalte verständlich er-
klärt. gerade in frühen Phasen des Ler-
nens kann KI orientierung geben und 
Hemmschwellen abbauen.

auch didaktisch eröffnet sie neue 
Möglichkeiten. Dozentinnen und Dozen-
ten können aufgaben variieren, Feed-
back beschleunigen oder individuelle 
Lernpfade unterstützen. Voraussetzung 
ist jedoch eine bewusste Integration in 
den Lehrprozess, und zwar als Ergän-
zung, nicht als Ersatz. Produktivität darf 
nicht mit Lernen verwechselt werden. 
auf arbeitsebene entlastet KI von Routi-
netätigkeiten, Recherchen oder ersten 
Entwürfen.

Für das Studium ist dieselbe Logik je-
doch ambivalent, denn hier zählt nicht nur 
das Ergebnis, sondern der kognitive Weg 
dorthin. Entscheidend ist, ob Studierende 
verstehen, warum ein argument trägt, 
eine Methode angemessen oder eine Inter-
pretation plausibel ist. Was im Beruf Effi-
zienz schafft, kann im Studium Lernver-
lust bedeuten. Die entscheidende Frage 
lautet daher nicht, ob KI eingesetzt wird, 
sondern wie sie das Lernen verändert.

Ein ansatz wirkt dabei beinahe para-
dox: Back to the Basics, also kein Laptop 

im Vorlesungssaal, keine permanente di-
gitale Verfügbarkeit, stattdessen Papier 
und Stift. Ziel ist es, aufmerksamkeit 
und kognitive Fähigkeiten ganz auf den 
Moment zu richten. Was zunächst wie 
ein Rückschritt scheint, kann eine be-
wusste gegenbewegung zur auslage-
rung des Denkens sein. Dabei geht es 
nicht um eine nostalgische Rückkehr zur 
vordigitalen Hochschule oder darum, 
Technik grundsätzlich auszuschließen. 
Es geht darum, Räume zu schaffen, in 
denen produktive anstrengung wieder 
möglich wird. Denn Lernen ist anstren-
gend. Leider.

Ein zweiter ansatz setzt an den bisher 
oft unterschätzten Soft Skills an. Lange 
galten sie als Randthema universitärer 
ausbildung und betrafen eher Business 
Schools und Fachhochschulen als klassi-
sche universitäten. Doch gerade im KI-
Zeitalter gewinnen sie stark an Bedeu-
tung. Wenn Texte generiert werden, wird 
entscheidend, wer sie interpretieren, hin-
terfragen und verteidigen kann.

Daher rücken Formate wie mündliche 
Prüfungen, Präsentationen, Diskussio-
nen und argumentatives auseinanderset-
zen stärker in den Mittelpunkt. Hier zeigt 
sich echte Kompetenz, also spontan, 
unter Druck, im austausch mit anderen. 
Ein besonders lebendiges Beispiel ist die 
Stakeholder-Debatte. Eine gruppe ent-
wickelt einen Lösungsvorschlag für eine 
betriebswirtschaftliche Problemstellung 
aus Sicht einer unternehmensberatung, 
der anschließend im Plenum diskutiert 
wird.

Solche Formate weisen den Weg für 
künftige Leistungsnachweise. Es geht 
weg von der reinen Endabgabe, hin zu 
mehr Transparenz über den Entstehungs-

prozess. Bewertet werden sollte nicht nur 
das Ergebnis, sondern auch die Qualität 
der Entscheidungen, also wie Fragestel-
lungen entwickelt, alternativen abgewo-
gen oder Vorschläge der KI begründet 
übernommen oder verworfen wurden. 
Die aufgabe der Hochschulen ist nicht, 
KI auszuschließen, sondern Lernen so zu 
gestalten, dass es sich nicht elegant um-
gehen lässt.

Die Debatte über KI in der Lehre darf 
sich nicht auf die Ebene der Studenten 
beschränken. Mindestens ebenso zentral 
ist die Frage nach der Rolle des Lehrper-
sonals. Wenn die reine Wissensvermitt-
lung zunehmend von KI übernommen 
wird, verändert sich das Selbstverständ-
nis von Professorinnen und Professoren 
grundlegend.

Die Rolle der Lehrenden verschiebt 
sich somit weg von der reinen Wissens-
vermittlung hin zu Moderation, Einord-
nung und kritischer Reflexion. Hoch-
schullehrer werden stärker zu Kuratoren 
von Wissen, zu gestaltern von Lernpro-
zessen und zu Begleitern im Denken. Sie 
müssen nicht nur Inhalte vermitteln, son-
dern vor allem orientierung geben.

Die Hochschule der Zukunft wird nicht 
daran gemessen, ob sie Künstliche Intel-
ligenz erlaubt oder verbietet, sondern ob 
sie Studenten befähigt, kritisch mit ihr zu 
arbeiten. Dazu gehört auch, KI bewusst 
nicht einzusetzen, wenn der eigene 
Denkprozess im Zentrum steht. Lernen 
ist kein Download, sondern ein Prozess. 
und dieser Prozess darf auch im KI-Zeit-
alter nicht einfach ausgelagert werden.

Dorothee Maria Winkler und Elisa Konya-
Baumbach sind Professorinnen an der Berner 
Fachhochschule.

| DEr bETriEbSWirT |

A n vielen Hochschulen ist zu 
beobachten, dass Studentin-
nen und Studenten Chatbots 
schneller konsultieren als 

Lehrbücher. Bevor die eigenen grauen 
Zellen überhaupt auf Betriebstemperatur 
kommen, wird erst einmal die Künstliche 
Intelligenz (KI) gefragt. Die Ergebnisse 
sind teils haarsträubend. Die Entwick-
lung bewegt sich im Spannungsfeld zwi-
schen Effizienzgewinn und intellektuel-
ler Verkümmerung. Während sich frühe-
re Technologien wie der Computer oder 
das Internet schrittweise in bestehende 
Strukturen integrieren ließen, bringt die 
KI schon neue Fähigkeiten hervor, bevor 
die letzte anpassung umgesetzt ist.

Eine drastische Veränderung betrifft 
die kognitive Eigenleistung der Studen-
ten. Wo früher das mühsame Ringen um 
Begriffe, argumente und Strukturen 
stand, tritt heute oft ein delegierter 
Denkprozess. Der Prompt ersetzt die 
Problemstellung, die KI liefert eine ant-
wort, die häufig eloquent formuliert, 
strukturiert und plausibel scheint.

Didaktisch problematisch wird es dort, 
wo KI nicht mehr unterstützt, sondern die 
eigentliche Denkarbeit übernimmt, also 
die Fragestellung, die argumentation, die 
Interpretation und das Fazit. Dann wird 
aus unterstützung auslagerung. Das Er-
gebnis wird nicht selten mit erstaunli-
chem Selbstbewusstsein präsentiert, eine 
Mischung aus technologischem Staunen 
und akademischer Hybris. Dieses out-
sourcing des Denkens hat Konsequenzen. 
Wer die gedankliche auseinandersetzung 
überspringt, verpasst den eigentlichen 
Lernprozess, das Durchdringen von Zu-
sammenhängen, das Entwickeln eigener 
argumente, das Ertragen von unsicher-
heit. KI liefert antworten, bevor Fragen 
wirklich verstanden wurden.

Das zeigt sich besonders an komplexe-
ren Studienarbeiten. abschlussarbeiten, 
die zu großen Teilen auf künstlich gene-
rierten Texten basieren, sind inzwischen 
an vielen Hochschulen keine Seltenheit 
mehr. Das eigentliche Problem liegt da-
bei weniger im Einsatz der Technologie 
selbst, sondern in der Entkopplung von 
Ergebnis und Verständnis. Studenten rei-
chen arbeiten ein, deren Inhalt sie nur 
teilweise – oder gar nicht – nachvollzie-
hen können. Quellen werden eingefügt, 
die nicht existieren, argumentationsket-
ten wirken überzeugend, basieren aber 
auf sogenannten Halluzinationen der KI.

Je besser die KI wird, desto leichter 
fällt es, eigene Wissenslücken zu kaschie-
ren. Damit gerät ein grundprinzip vieler 
Prüfungsformate ins Wanken. Lange 
konnte man von einem gelungenen Er-
gebnis zumindest näherungsweise auf 
einen gelungenen Lernprozess schließen. 
Dieser Schluss wird unsicherer. Eine 
überzeugende Präsentation, ein sauber 
formulierter Bericht oder eine plausibel 
klingende analyse können ausdruck 

Wenn lernen zu leicht wird
Im Studium zählt nicht 
nur das Ergebnis, 
sondern der Weg 
dahin. Der hat sich 
durch die Künstliche 
Intelligenz verändert. 
aber das Denken lässt 
sich nicht outsourcen.
Von Dorothee Maria 
Winkler und Elisa 
Konya-Baumbach

Illustration Peter von Tresckow

A n den globalen Staatsanleihe-
märkten wächst die nervosität. 
Von Turbulenzen kann noch 

keine Rede sein: Die Schwankungen 
bleiben überschaubar, die Liquidität ist 
gut. Doch die Renditen lang laufender 
Staatsanleihen steigen beharrlich. Im-
mer mehr Investoren fragen sich, was 
den Kursrückgang aufhalten könnte. Be-
sonders schwer verdaulich ist 
die Mischung in den Vereinig-
ten Staaten: hartnäckige Infla-
tion, gewaltige Haushaltsdefi-
zite und ein KI-Investitions-
boom, der Wachstum 
verspricht, aber zunehmend 
auf Pump finanziert wird.

auch in Deutschland 
wächst die Sorge, die Bundes-
republik könnte aufgrund 
ihrer steigenden Verschul-
dung mittelfristig ihr aaa-
Rating verlieren. Die Bundesregierung 
meint es mit ihrem expansiven Finanz-
kurs ernst. noch ist nicht absehbar, dass 
die neuen Schulden sich über höheres 
Wachstum refinanzieren werden. Die 
Bundesbank erwartet für 2028 ein  
Staatsdefizit von knapp fünf Prozent der 
Wirtschaftsleistung und eine Schulden-
quote von fast 70 Prozent. In den Dreißi-
gerjahren dürfte diese weiter in Rich-
tung 90 Prozent steigen – darüber  wird 
nach einer populären Faustregel die Luft 
für ein aaa-Rating dünn. 

Doch Faustregeln führen oft in die Ir-
re.  Dass die Bundesrepublik sich günsti-
ger refinanziert als etwa die Vereinigten 
Staaten, liegt nicht nur an der niedrige-
ren Staatsschuld. Wichtig ist auch, dass 
Deutschland keine nettoschulden hat. 
Das nettoauslandsvermögen belief sich 
im ersten Quartal 2026 auf rund 3,9 Bil-
lionen Euro oder 86 Prozent der Wirt-
schaftsleistung. Der Staat ist verschul-
det, das Land insgesamt ist es nicht. Pri-
vate Haushalte und unternehmen 

haben ein erhebliches finanzielles Pols-
ter aufgebaut.

Japan zeigt, dass die Finanzmärkte 
ein solches Polster honorieren. Dort 
lässt sich eine Staatsschuldenquote von 
weit mehr als 200 Prozent auch deshalb 
gut refinanzieren, weil das Land über 
ein enormes nettoauslandsvermögen 
verfügt. Im äußersten Fall ist Japan we-

niger auf ausländisches Kapi-
tal angewiesen. In den uSa 
dagegen ist nicht nur der Staat 
verschuldet, sondern die 
Volkswirtschaft als ganze – 
mit 70 Prozent ihrer Wirt-
schaftsleistung. auch das Ver-
einigte Königreich ist stärker 
von der gunst ausländischer 
Investoren abhängig.

Deutschland ist nicht nur 
wegen seiner geringen Schul-
denquote in einer verhältnis-

mäßig komfortablen Position. auch das  
große auslandsvermögen stärkt das 
Vertrauen der Märkte. Selbst wenn die 
Bundesrepublik ihr aaa-Rating verlie-
ren sollte, dürfte das Vertrauen nicht ab-
rupt schwinden. Bundesanleihen blie-
ben auch bei einer Schuldenquote von 
90 Prozent ein vergleichsweise sicherer 
Hafen; ein deutlicher Risikoaufschlag 
wäre unwahrscheinlich. Das ist keine 
Entwarnung. Die gefahr steigender 
Schulden lauert weniger an den Finanz-
märkten als in der Politik. auch wenn 
die Bundesrepublik sich zu günstigen 
Konditionen refinanziert, wird sie dafür 
einen wachsenden Teil des Haushalts 
aufwenden müssen. Investitionen in 
Verteidigung und Infrastruktur lassen 
sich noch außerhalb der Schuldenbrem-
se finanzieren, aber  bei den Sozialleis-
tungen dürften Kürzungen in den nächs-
ten Jahren kaum zu vermeiden sein.

Der Autor ist Chefvolkswirt für Deutschland 
bei Deutsche Bank Research.
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H
ochleistungsteams. Damit
sind gemeinhin Teams ge-
meint, die ihre hoch ge-

steckten und messbaren Perfor-
mance-Ziele auch erreichen. Was vo-
raussetzt, dass diese Ziele im Vorfeld
hinreichend klar definiert und kom-
muniziert werden.

Für Patricia Klarner greift das al-
lerdings zu kurz. Die Professorin und
Direktorin des Institute for Organiza-
tion Design an der Wirtschaftsuniver-
sität Wien ist kommenden Dienstag
beim „Talk auf der Alm“ der „Presse“
im Rahmen des Europäischen Fo-
rums in Alpbach zu Gast. Für sie stellt
sich nicht nur die Frage, was ein
Team erreicht, sondern auch, wie
diese Leistung zustande kommt.
Wichtig sei, ob die Mitglieder tatsäch-
lich als Team arbeiten: Kommuni-
zieren sie effektiv miteinander?
Nutzen sie unterschiedliche Kompe-
tenzen? Behalten sie neben ihrem ei-
genen Aufgabenbereich auch das ge-
meinsame Ziel im Blick?

Unterschiede offen diskutieren

Gerade bei komplexen Aufgaben
oder in unerwarteten Situationen
zeigt sich, wie tragfähig diese Zusam-
menarbeit ist. „Ein fragmentiertes
Team, in dem letztlich jedes Team-
mitglied nur sein eigenes Aufgaben-
paket abarbeitet, mag kurzfristig
funktionieren. Langfristig wird das
aber zum Problem – spätestens wenn
sich Bedingungen verändern und das
Team gemeinsam reagieren muss.“

Eine wichtige Grundlage dafür ist
ein gemeinsames strategisches Ver-
ständnis, ein „shared alignment“.
Die Mitglieder müssen wissen, wo-
rauf sie gemeinsam hinarbeiten und
welchen Beitrag ihr Team leisten soll.
Das bedeutet für Klarner aber keines-
wegs, dass immer Einigkeit herr-
schen muss. „Gerade bei schwierigen
Entscheidungen braucht es unter-
schiedliche Sichtweisen. Entschei-

dend ist, dass man diese Unter-
schiede offen diskutieren kann und
danach wieder gemeinsam handelt.“

Eine Voraussetzung ist psycho-
logische Sicherheit. Teammitglieder

müssen Zweifel, Fehler oder abwei-
chende Meinungen ansprechen
können, ohne negative Konse-
quenzen fürchten zu müssen. Für
Führungskräfte bedeutet das, ge-
nauer hinzusehen und zuzuhören.
Klarner nennt in diesem Kontext
Neugier als wichtigen Faktor. „Wenn
ich Fragen stelle, wirklich zuhöre
und nicht davon ausgehe, schon zu
wissen, was mein Gegenüber denkt,
verstehe ich besser, welche Perspek-
tiven im Team vorhanden sind.“

Hochleistung ist allerdings nicht
allein eine Frage der Führung oder
der Zusammenarbeit im Team. Auch
die Organisation muss so gestaltet
sein, dass Teams ihre Leistungsfähig-
keit entfalten können – unter an-
derem durch klare Entscheidungs-
wege, eindeutige Verantwortlich-
keiten und funktionierende Informa-

tionsflüsse. Diese Strukturen müssen
zugleich genügend Beweglichkeit zu-
lassen. Technologien, Marktbedin-
gungen und auch die Zusammenset-
zung von Teams verändern sich zu-
nehmend. Mitglieder kommen hinzu
oder gehen, Verantwortlichkeiten
verschieben sich, Zusammenarbeit
findet über Funktionen und Stand-
orte hinweg statt. Teams müssen des-
halb in der Lage sein, Neues aufzu-
nehmen, ohne bei jeder Verände-
rung ihre Orientierung zu verlieren.

„Organisationen müssen daher
aktiv daran arbeiten, ihre Anpas-
sungsfähigkeit zu fördern“, sagt
Klarner. Rotationsprogramme
können dabei sinnvoll sein. Mitarbei-
tende lernen andere Bereiche,
Teams, Projekte oder Standorte
kennen und verstehen besser, wie
die Organisation insgesamt funktio-
niert. Sie bauen neue Beziehungen
auf und lernen, sich auf neue Kon-
texte und Arbeitsweisen einzustellen
– Erfahrungen, auf die sie später zu-
rückgreifen können, wenn Situa-
tionen schnelles Handeln erfordern.

Veränderung wohldosieren

Veränderung müsse allerdings wohl-
dosiert sein, räumt Klarner ein. Es
gebe Grenzen, wie viel Veränderung
für eine Organisation gesund sei. „Or-
ganisationen müssen eine klare Rich-
tung vorgeben und gleichzeitig genü-
gend Spielraum lassen, damit Teams
auf neue Situationen reagieren
können.“

Wie ein Hochleistungsteam kon-
kret aussieht, hängt deshalb auch
von seiner Aufgabe ab. Ein Innovati-
onsteam hat andere Anforderungen
als ein Krisenteam. 

Gemeinsam ist ihnen aber eines:
Gute individuelle Leistung allein
reicht längst nicht aus. Entscheidend
ist, ob es dem Team gelingt, daraus
eine gemeinsame Leistungsfähigkeit
zu machen – und sie auch dann zu er-
halten, wenn sich die Bedingungen
verändern.

Management. Die besten Performer bilden noch lange nicht das beste Team. Patricia Klarner

erklärt, worauf es ankommt. Die WU-Professorin ist in Alpbach beim „Talk auf der Alm“ zu Gast.

Was Hochleistungsteams stark macht
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Während des
Jus-Studiums
lernen Studierende
grundsätzlich
vieles, das sie im
späteren Leben

mehr oder weniger brauchen.
Das Entscheidende ist: Sie
lernen auch den Satz, der jede
Frage (fürs Erste) beantwortet,
den Supertrumpf unter den
Antworten. Er lautet: Es kommt
drauf an. Und schwupps ist der
Ball zurückgespielt, denn nun
müssen die Fragestellenden
präzisieren.

Natürlich kann man diese
Nebelgranate nicht ständig
zünden. Also ist eine Alternative
gefragt. Sie lautet – Achtung,
Sprechblase – „man muss das
differenziert betrachten“. Das
klingt gescheit und eröffnet eine
Batterie an Hintertüren, weil es
von der Ausnahme ja immer
auch eine Ausnahme gibt.

Allerdings: Wer die Differen-
zierungskarte spielt, muss tat-
sächlich differenzieren. Denn sie
ist kein Selbstzweck: Sie soll den
Blick schärfen und nicht ver-
schwommener machen. Und
noch etwas: Wer alles differen-
ziert sieht, sollte gelegentlich
auch den Mut haben, etwas klar
zu erkennen.

michael.koettritsch@diepresse.com

Warum man angeblich alles
differenziert sehen muss.

Ich seh‘, ich seh‘,
was Du sehen
sollst

VON MICHAEL KÖTTRITSCH
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Diesen Sommer hat
eine Zahl für Aufse-
hen gesorgt: Jeder
dritte Schüler in Ös-
terreich nimmt Nach-
hilfe. Wer dabei nur
an pubertierende Ju-

gendliche mit Nachzipf denkt, liegt
falsch. Auch jeder vierte Volksschüler
musste diesen Sommer bereits pau-
ken, statt im Schwimmbad zu liegen.
Der Nachhilfebedarf für Sechs- bis
Zehnjährige ist am stärksten gestie-
gen. Und: In keiner anderen Schulform
lernen Eltern so viel mit ihren Kindern
wie in der Volksschule.

Das hat einen Grund: Die Volks-
schule ist zur entscheidenden Weg-
gabelung für die Karriere geworden.
So empfinden es zumindest immer
mehr Eltern, die ihre Kinder unbedingt
im Wunschgymnasium unterbringen
wollen. Weder eigene Mühen noch
Geld für Nachhilfe wird gescheut, da-
mit die Kinder im entscheidenden Se-
mesterzeugnis in der vierten Klasse
keine Zweier oder gar Dreier heim-
bringen. Denn in so manchem Gym-
nasium mit hoher Bewerberzahl kann
schon ein Zweier einer zu viel sein.
Dieser enorme Druck, unter dem El-
tern stehen, treibt absurde Blüten: So
ist es in Städten wie Wien gängige
Praxis geworden, Meldebetrug zu be-
gehen, sollte die Volksschule zu weit
vom Wohnort entfernt liegen. Und
Lehrer, die sich der Notenwahrheit
verpflichtet fühlen, müssen bei
Zweiern – und erst recht bei Dreiern –
mit Anwaltsbriefen der Eltern rech-
nen.

Was macht dieser Druck mit den
Kindern und Eltern? Wie entschei-
dend ist es wirklich, schon Zehnjähri-
ge in Prestige-Schulen zu pressen?
Und wie kann die Kampfzone Volks-
schule wieder entschärft werden?

10 titel 29. 8. 26 29. 8. 26 titel 11

Generation
Nachhilfe
Hunderte Euro für private Kurse, Fake-Anmeldungen
bei der Wunschschule, Anwaltsbriefe an Lehrer bei
Zweiern im Zeugnis: Wie die VOLKSSCHULE zur
Kampfzone geworden ist.

Von Nina Brnada und
Clemens Neuhold
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Teure Nachhilfe als Preis fürs
Wunschgymnasium
Wiener Mariahilfer Straße 103, Stiege
2, zweiter Stock, ein quadratischer
Raum im Nachhilfeinstitut Lernquad-
rat. Neben dem Panda-Federpennal
ein Cappy Cherry, Übungsblätter, Blei-
stifte, Radiergummi, Lernbücher und
Schultaschen – mitten in den Ferien.
Drei Mädchen sitzen mit einem 21-jäh-
rigen Nachhilfelehrer und Psychologie-
studenten um den rechteckigen Tisch.
Der junge Lehrer tingelt von einer
Schülerin zur anderen – der einen hilft
er beim Subtrahieren, der anderen
beim Multiplizieren und der dritten
beim Schreiben. Zwei der drei Mäd-
chen sind noch in der Volksschule, eine
knapp nicht mehr und ab kommendem
Schuljahr in einer Mittelschule.

Wer die Kinder beim Lernen beob-
achtet, merkt recht schnell – sie kön-
nen es, aber es kostet sie Überwin-
dung, sich auf die Übungen einzulas-
sen. Ein Seufzer hier, ein „ich kann
nicht“ da. Der Nachhilfelehrer vermit-
telt hier in Wahrheit keinen neuen
Lernstoff, er ist vor allem eine Art
Lernanimateur. „Du kannst das! Wir
haben uns ausgemacht, dass wir die-
se Aufgabe heute noch erledigen.“

320 Euro berappen die Eltern für
diesen Intensivkurs. Er geht fünf Ta-
ge lang für je knapp drei Stunden. Die
Kinder sollen sich noch einmal auf-
munitionieren, bevor es wieder los-
geht, den alten Stoff noch einmal
durchgehen und festigen.

Laut einer aktuellen Studie des
Sozialforschungsinstituts IFES, das
von der Arbeiterkammer Wien in
Auftrag gegeben wurde, bekommt
österreichweit jedes vierte Volks-
schulkind Nachhilfe, jedes zweite da-
von bezahlte Nachhilfe mit durch-
schnittlichen jährlichen Kosten von
610 Euro. Seit dem Jahr 2023 hat sich

die bezahlte Nachhilfequote nahezu
verdoppelt.

Das gestiegene Interesse merkt
man auch hier im Lernquadrat, einem
der führenden Nachhilfeinstitute Ös-
terreichs. Vereinzelt gibt es Eltern, die
um Unterstützung bei Erst- und
Zweitklässlern anfragen, vor allem,
wenn es sprachliche Defizite gibt, sagt
Angela Schmidt, Unternehmensspre-
cherin. Weil sich diese auch in Fä-

chern wie Mathematik rächen, die ir-
gendwann auch mit Textbeispielen
operieren.

Doch gerade in Familien, die Kinder
in der dritten und vierten Klasse
Volksschule haben, mit oder ohne
Deutsch als Muttersprache, wird der
Druck immer größer. „Wir stellen eine
deutliche Zunahme von Nachfragen
bei Angeboten für ältere Volksschul-
kinder fest“, sagt Sprecherin Schmidt.

„Es geht immer mehr in die Richtung,
in die Wunschschule zu kommen.“ Die
Entscheidung, ob das Kind in ein
Gymnasium kommt oder in die Neue
Mittelschule, sei sehr belastend und
für Familien mit einer schwierigen
Phase verbunden.

Im Schuljahr 2024/25 gab es in Ös-
terreich 376.203 Volksschülerinnen
und Volksschüler. Anders als in den
meisten Industrieländern endet sie
schon mit zehn Jahren und wird zur
Weggabelung zwischen Allgemeinbil-
dender Höherer Schule (AHS) oder
Mittelschule. In den letzten 25 Jahren
ist der Anteil an Schülerinnen und
Schülern, die nach der Volksschule in
die Mittelschule wechseln, von 75 auf
61 Prozent gesunken. In Wien wech-
selt jeder Zweite ins Gymnasium.

Auf diese Gymnasien herrscht ein
immer stärkerer Andrang, während
Mittelschulen im Ballungsraum als
Brennpunktschulen wahrgenommen
werden, die man tunlichst meiden will.

Fake-Anmeldungen schon für
die Volksschule
Der Druck, der sich bis zur erlösenden
Aufnahme ins Wunschgymnasium
aufbaut, beginnt schon lange vor der
ersten Schultüte bei den Drei- und
Vierjährigen. Wenn städtische Volks-
schulen im Herbst zum Tag der offe-
nen Tür laden, sind Eltern, die ihre
Kinder erst in zwei Jahren einschrei-
ben, keine Seltenheit mehr. Und selbst
der „richtige“ Kindergarten kann
schon Teil des Karriereplans sein. Mit
dem Kalkül, dass die ausgewählte
Volksschule Kinder aus „guten“ Kin-
dergärten bevorzugt.

Die Weichen wollen rechtzeitig ge-
stellt sein. Dahinter steckt die Angst,
dass die Kinder an der Schwelle zum
Wunschgymnasium als Absolventen
der „falschen“ Volksschule ein Stigma

tragen und – sollten sie doch aufge-
nommen werden – zu wenig gelernt
haben, um mitzuhalten.

Diese Angst ist in Bezirken mit
einem hohen Anteil von Schülern aus
bildungsfernen Elternhäusern, die da-
heim nicht Deutsch sprechen, sehr
stark verbreitet – auch bei Eltern, die
selbst nicht Deutsch als Mutterspra-
che haben. Drei von zehn Volksschul-
kindern in Österreich haben eine an-
dere Erstsprache als Deutsch. Vor al-
lem in einigen Wiener Bezirken ist
dieser Anteil besonders hoch, in
Wien-Margareten etwa liegt der An-
teil bei über 90 Prozent, in der Brigit-
tenau bei über 86 Prozent, in Favori-
ten bei mehr als 81 Prozent. Das hat zu
einem Fluchtverhalten geführt, bei
dem alle Register gezogen werden.

In den USA siedeln sich Familien be-
wusst in der Nähe von Prestige-Schu-
len an, das treibt die Immobilienpreise
an. Die österreichische Lösung ist billi-
ger: Man meldet einfach den Haupt-
wohnsitz seines Kindes samt einem
Elternteil nahe der Wunschschule,
sollte der eigene Wohnsitz in der „Ge-
fahrenzone“ liegen. In Wien ist die Ent-
fernung bei der Schulplatzzuweisung
(neben Geschwisterkindern) das ent-
scheidende Kriterium.

Der Kreativität sind keine Grenzen
gesetzt. Ideal und unauffällig sind
Großeltern, Onkel oder Tanten in „bes-
serer“ Lage, die vielleicht sogar densel-
ben Nachnamen tragen, bei denen man
sich hauptwohnsitzlich melden kann.
Ein weiterer Klassiker: Eltern, die sich
rechtzeitig vor der Schuleinschreibung
„trennen“. Dann zieht ein Elternteil mit
dem Kind zum neuen Partner in der Nä-
he der Wunschschule. Wenn das Kind
dort aufgenommen wurde, kehrt der
neue Partner wieder in die Rolle zurück,
dieer immerhatte:einFreundderFami-
lie. Und die Eltern, die nie getrennt wa-

ren, sind „plötzlich“ wieder zusammen.
Gibt es weder Verwandte noch Freun-
de am richtigen Ort, sollen Meldeadres-
sen auch von Fremden über Plattfor-
men gehandelt werden, ist immer wie-
der zu hören – bis hin zum Zubrot für
Studenten.

All diese Tricks werden vor allem in
Ballungsräumen unter Eltern wie Ge-
heimwissen geteilt, streng genommen
ist all das Meldebetrug. „Eine falsche
Anmeldung ist nach dem Meldegesetz
mit einer Geldstrafe bis zu 726 Euro,
im Wiederholungsfall bis zu 2180
Euro bedroht“, sagt eine Sprecherin
der MA62, die in Wien für das Melde-
wesen zuständig ist. Dieses Risiko ge-
hen Eltern gerne ein, wenn sie der Mei-
nung sind, dass die Bildungskarrieren
ihrer Kinder von der richtigen Volks-
schule abhängen.

Und sie werden auch selten er-
wischt. Die MA62 spricht von „Einzel-
fällen“, die aufgeflogen sind. Und das,
obwohl eine Analyse der Wirtschafts-
universität Wien (WU) vor zwei Jah-
ren klare Indizien für systematischen
Meldebetrug gefunden hat. Grundlage
war die Auswertung von Meldedaten
rund um gefragte Schulstandorte.

Doch wo kein Kläger, dort kein
Richter. Die Stadt kontrolliert selten
proaktiv, sondern meist nach Hinwei-
sen. Und die können auch von Lehre-
rinnen und Lehrern mit sehr ausge-
prägtem Gerechtigkeitssinn kommen.
Das setzt schon Sechsjährige unter
Druck, das Spiel der Eltern mitzuspie-
len und sich nicht zu verplappern,
wenn sie von zu Hause erzählen.

„Ich weiß, dass Fake-Meldungen in
Wien gängige Praxis sind. Aber ich
wollte das nicht“, erzählt eine allein-
erziehende Mutter, die anonym blei-
ben will. Für einen Platz in der belieb-
ten Ganztagsschule im Nachbarbezirk
wohnte sie ein paar Hundert Meter zu
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„Ich weiß, dass Fake-Meldungen in Wien gängige
Praxis sind. Aber ich wollte das nicht.“
Mutter einer Wiener Volksschülerin
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heim nicht Deutsch sprechen, sehr
stark verbreitet – auch bei Eltern, die
selbst nicht Deutsch als Mutterspra-
che haben. Drei von zehn Volksschul-
kindern in Österreich haben eine an-
dere Erstsprache als Deutsch. Vor al-
lem in einigen Wiener Bezirken ist
dieser Anteil besonders hoch, in
Wien-Margareten etwa liegt der An-
teil bei über 90 Prozent, in der Brigit-
tenau bei über 86 Prozent, in Favori-
ten bei mehr als 81 Prozent. Das hat zu
einem Fluchtverhalten geführt, bei
dem alle Register gezogen werden.

In den USA siedeln sich Familien be-
wusst in der Nähe von Prestige-Schu-
len an, das treibt die Immobilienpreise
an. Die österreichische Lösung ist billi-
ger: Man meldet einfach den Haupt-
wohnsitz seines Kindes samt einem
Elternteil nahe der Wunschschule,
sollte der eigene Wohnsitz in der „Ge-
fahrenzone“ liegen. In Wien ist die Ent-
fernung bei der Schulplatzzuweisung
(neben Geschwisterkindern) das ent-
scheidende Kriterium.

Der Kreativität sind keine Grenzen
gesetzt. Ideal und unauffällig sind
Großeltern, Onkel oder Tanten in „bes-
serer“ Lage, die vielleicht sogar densel-
ben Nachnamen tragen, bei denen man
sich hauptwohnsitzlich melden kann.
Ein weiterer Klassiker: Eltern, die sich
rechtzeitig vor der Schuleinschreibung
„trennen“. Dann zieht ein Elternteil mit
dem Kind zum neuen Partner in der Nä-
he der Wunschschule. Wenn das Kind
dort aufgenommen wurde, kehrt der
neue Partner wieder in die Rolle zurück,
dieer immerhatte:einFreundderFami-
lie. Und die Eltern, die nie getrennt wa-

ren, sind „plötzlich“ wieder zusammen.
Gibt es weder Verwandte noch Freun-
de am richtigen Ort, sollen Meldeadres-
sen auch von Fremden über Plattfor-
men gehandelt werden, ist immer wie-
der zu hören – bis hin zum Zubrot für
Studenten.

All diese Tricks werden vor allem in
Ballungsräumen unter Eltern wie Ge-
heimwissen geteilt, streng genommen
ist all das Meldebetrug. „Eine falsche
Anmeldung ist nach dem Meldegesetz
mit einer Geldstrafe bis zu 726 Euro,
im Wiederholungsfall bis zu 2180
Euro bedroht“, sagt eine Sprecherin
der MA62, die in Wien für das Melde-
wesen zuständig ist. Dieses Risiko ge-
hen Eltern gerne ein, wenn sie der Mei-
nung sind, dass die Bildungskarrieren
ihrer Kinder von der richtigen Volks-
schule abhängen.

Und sie werden auch selten er-
wischt. Die MA62 spricht von „Einzel-
fällen“, die aufgeflogen sind. Und das,
obwohl eine Analyse der Wirtschafts-
universität Wien (WU) vor zwei Jah-
ren klare Indizien für systematischen
Meldebetrug gefunden hat. Grundlage
war die Auswertung von Meldedaten
rund um gefragte Schulstandorte.

Doch wo kein Kläger, dort kein
Richter. Die Stadt kontrolliert selten
proaktiv, sondern meist nach Hinwei-
sen. Und die können auch von Lehre-
rinnen und Lehrern mit sehr ausge-
prägtem Gerechtigkeitssinn kommen.
Das setzt schon Sechsjährige unter
Druck, das Spiel der Eltern mitzuspie-
len und sich nicht zu verplappern,
wenn sie von zu Hause erzählen.

„Ich weiß, dass Fake-Meldungen in
Wien gängige Praxis sind. Aber ich
wollte das nicht“, erzählt eine allein-
erziehende Mutter, die anonym blei-
ben will. Für einen Platz in der belieb-
ten Ganztagsschule im Nachbarbezirk
wohnte sie ein paar Hundert Meter zu
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Praxis sind. Aber ich wollte das nicht.“
Mutter einer Wiener Volksschülerin



weit weg. Sie zahlt bis heute einen ho-
hen Preis für ihre Ehrlichkeit: Monat-
lich über 500 Euro für eine private
Volksschule weit weg vom Wohnsitz.
Die Schule, die ihr zugeteilt wurde, kam
für sie nicht infrage. Zum einen, weil sie
Vollzeit arbeitet und unbedingt eine
Ganztagsschule wollte. Und zum an-
deren, weil ihr Kind das einzige Kind in
der Klasse gewesen wäre, das Deutsch
als Erstsprache hat und aus linksalter-
nativen Kreisen stammt – umgeben
von Kindern aus mehrheitlich konser-
vativ-islamischen Familien. Auch an-
dere Wunschschulen waren zu weit

weg. „Ich kann nicht verstehen, wa-
rum Wohnortnähe in Wien das einzige
Kriterium ist, das zählt.“

4. Klasse Volksschule – das wichtigste
Zeugnis des Lebens
Vierte Klasse Volksschule, die Stunde
der Wahrheit. Das Zeugnis fürs erste
Semester ist das Eintrittstor ins Gym-
nasium. Und obwohl auch Kinder mit
Zweiern auf dem Papier Gymnasialrei-
fe erlangen, gleicht für manche Eltern
alles, was kein Einser ist, einer Kriegs-
erklärung. Das hat auch damit zu tun,
dass besonders begehrte Gymnasien

nur einen Zweier oder lauter Einser ak-
zeptieren. Es ist für sie die einfachste
Form der Auslese. „Meine Tochter ist
gut, aber nicht angepasst. Deswegen
gehe ich davon aus, dass sie einen
Zweier haben wird.“ Das stresst die
Mutter einer Wiener Volksschülerin,
die jetzt in die vierte Klasse kommt, ge-
hörig. Sie wohnen in einem gutbürgerli-
chen Bezirk, auch sie will anonym blei-
ben. „Eine private Mittelschule können
wir uns nicht leisten, und im Gymna-
sium ums Eck nehmen sie nur Einser-
Kinder.“ Anmelden darf sie ihr Kind
nur für eine Schule. Und wenn die zu

weit weg ist? „Es ist schon arg, welcher
Druck hier ausgeübt wird. Denn später
im Gymnasium ist es dann völlig
wurscht, ob das Kind bis zur Matura
nur Vierer hat“, sagt die Mutter.

Sie ist aber keine, die wegen eines
Zweiers auf die Barrikaden steigen
wird. Andere Eltern bringen ihre An-
wälte dagegen in Stellung. „In man-
chen Volksschulen ist es mittlerweile
normal, dass Anwälte ein und aus ge-
hen“, sagt Pflichtschul-Gewerkschaf-
ter Thomas Krebs.

Schule ist Beziehung, heißt es oft.
Wenn Eltern nur über Anwälte mit

der Klassenlehrerin kommunizieren,
vergiftet das die Lernatmosphäre.
Aber auch Eltern, die ihre Kinder in
erster Linie durch die Leistung ihrer
Kinder ins Gymnasium schaffen wol-
len, können Schaden anrichten, wenn
sie den Druck zu stark weitergeben.

Manuela Langenreither vom Dach-
verband der Elternvereine öffentli-
cher Pflichtschulen weiß von Kindern,
die wegen des Notendrucks schon ab
der dritten Klasse Volksschule mit
Bauchweh in die Schule gehen oder
psychosomatische Störungen entwi-
ckeln. Sie selbst hat fünf Kinder und
meint: „Von Kind zu Kind wurden im-
mer mehr Lerninhalte immer früher
reingepresst. Dieses Mehr führt aber
nicht unbedingt dazu, dass die Kinder
wirklich klüger werden.“

Andrea Pinz ist Schulamtsleiterin
der Erzdiözese Wien, die 25 katholi-
sche Privatschulen betreibt. Sie ist
überzeugt: Wenn Kinder die Schule zu
früh mit Schwächen verbinden, die sie
auszumerzen sollen, gehen natürliche
Neugier und Lust aufs Lernen verlo-
ren. „Deswegen müssen wir die Eltern
einbremsen, die Schule mit dem Le-
ben gleichsetzen.“ Das macht sie an
einer Anekdote fest.

So gründete die Diözese einen Chor
für Volksschulkinder in der dritten
und vierten Klasse, die gemeinsame
Auftritte im Stephansdom vorberei-
ten und dafür üben. Doch etliche El-
tern hätten rückgemeldet, dass dafür
am Nachmittag keine Zeit sei. Der
Grund: Die Kinder müssten lernen
oder in die Nachhilfe gehen, um den
gewünschten Platz im Gymnasium zu
ergattern. „Sie waren interessiert und
musikalisch begabt. Was hätten sie
durchs gemeinsame Musizieren fürs
Leben lernen können“, macht Pinz
diese Entwicklung nach 40 Jahren
Berufserfahrung traurig.

Bildungsferne Migranten wollen gute
Schulen für ihr Kind
Mommsengasse 35, 5. Stock, mit Blick
auf die hohen Türme am Gelände des
Wiener Hauptbahnhofs und die fla-
chen Fahrbahnen des Wiedner Gür-
tels. Runde Fensterbilder, gerade
Küchenzeile, Ess- und Schreibtische,
weiße Sofas, Polster, Leseecke, Bü-
cherregale, Brettspiele, Sanduhren
auf der Kommode. Hier ist eines von
demnächst insgesamt elf sogenann-
ten Lerncafés der Caritas der Erzdiö-
zese Wien.

Für 25 Kinder, vor allem aus dem
umliegenden Einzugsgebiet aus dem
Bezirk Favoriten, ist dieser Standort
eine Art zweites Wohnzimmer, sagt
Martina Polleres-Hyll. Seit 16 Jahren,
also seit Anbeginn der Lerncafés, lei-
tet sie diese.

Mädchen und Burschen im Pflicht-
schulalter kommen regelmäßig hier-
her – und davon immer mehr Volks-
schüler und immer mehr Schülerinnen
und Schüler, die noch unter Lücken
leiden, die eigentlich schon im Kinder-
garten hätten geschlossen werden
können. „Im Kindergarten, der ersten
Bildungseinrichtung, werden ent-
scheidende Dinge oftmals nicht wirk-
lich vermittelt“, sagt Polleres-Hyll.
„Da geht es um soziale Fähigkeiten, da
geht es um den Erwerb von Grundla-
gen fürs Rechnen, Schreiben, Lesen,
phonologisches Bewusstsein – wie
setze ich Laute in Schrift um? Das ist
die Basis, um Schriftsprache über-
haupt erlernen zu können. Und die
fehlt sehr oft.“

Genau deshalb würden selbst
Kleinstgruppen auch hier im Lerncafé
oft nicht mehr reichen, Einzelbetreu-
ung wird immer wichtiger. „Die Kinder
brauchen viel individuelle Unterstüt-
zung, viel zielgerichteter und genauer,
als das in Regelschulen möglich ist.“
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„Im Kindergarten, der ersten
Bildungseinrichtung, werden entscheidende Dinge
oftmals nicht wirklich vermittelt.“
Martina Polleres-Hyll, Leiterin der Lerncafés der Caritas

IL
LU

ST
RA

TI
O

N
:IR

M
A

TU
LE

K
;F

O
TO

:S
H

U
TT

ER
ST

O
C

K



weit weg. Sie zahlt bis heute einen ho-
hen Preis für ihre Ehrlichkeit: Monat-
lich über 500 Euro für eine private
Volksschule weit weg vom Wohnsitz.
Die Schule, die ihr zugeteilt wurde, kam
für sie nicht infrage. Zum einen, weil sie
Vollzeit arbeitet und unbedingt eine
Ganztagsschule wollte. Und zum an-
deren, weil ihr Kind das einzige Kind in
der Klasse gewesen wäre, das Deutsch
als Erstsprache hat und aus linksalter-
nativen Kreisen stammt – umgeben
von Kindern aus mehrheitlich konser-
vativ-islamischen Familien. Auch an-
dere Wunschschulen waren zu weit

weg. „Ich kann nicht verstehen, wa-
rum Wohnortnähe in Wien das einzige
Kriterium ist, das zählt.“

4. Klasse Volksschule – das wichtigste
Zeugnis des Lebens
Vierte Klasse Volksschule, die Stunde
der Wahrheit. Das Zeugnis fürs erste
Semester ist das Eintrittstor ins Gym-
nasium. Und obwohl auch Kinder mit
Zweiern auf dem Papier Gymnasialrei-
fe erlangen, gleicht für manche Eltern
alles, was kein Einser ist, einer Kriegs-
erklärung. Das hat auch damit zu tun,
dass besonders begehrte Gymnasien

nur einen Zweier oder lauter Einser ak-
zeptieren. Es ist für sie die einfachste
Form der Auslese. „Meine Tochter ist
gut, aber nicht angepasst. Deswegen
gehe ich davon aus, dass sie einen
Zweier haben wird.“ Das stresst die
Mutter einer Wiener Volksschülerin,
die jetzt in die vierte Klasse kommt, ge-
hörig. Sie wohnen in einem gutbürgerli-
chen Bezirk, auch sie will anonym blei-
ben. „Eine private Mittelschule können
wir uns nicht leisten, und im Gymna-
sium ums Eck nehmen sie nur Einser-
Kinder.“ Anmelden darf sie ihr Kind
nur für eine Schule. Und wenn die zu

weit weg ist? „Es ist schon arg, welcher
Druck hier ausgeübt wird. Denn später
im Gymnasium ist es dann völlig
wurscht, ob das Kind bis zur Matura
nur Vierer hat“, sagt die Mutter.

Sie ist aber keine, die wegen eines
Zweiers auf die Barrikaden steigen
wird. Andere Eltern bringen ihre An-
wälte dagegen in Stellung. „In man-
chen Volksschulen ist es mittlerweile
normal, dass Anwälte ein und aus ge-
hen“, sagt Pflichtschul-Gewerkschaf-
ter Thomas Krebs.

Schule ist Beziehung, heißt es oft.
Wenn Eltern nur über Anwälte mit

der Klassenlehrerin kommunizieren,
vergiftet das die Lernatmosphäre.
Aber auch Eltern, die ihre Kinder in
erster Linie durch die Leistung ihrer
Kinder ins Gymnasium schaffen wol-
len, können Schaden anrichten, wenn
sie den Druck zu stark weitergeben.

Manuela Langenreither vom Dach-
verband der Elternvereine öffentli-
cher Pflichtschulen weiß von Kindern,
die wegen des Notendrucks schon ab
der dritten Klasse Volksschule mit
Bauchweh in die Schule gehen oder
psychosomatische Störungen entwi-
ckeln. Sie selbst hat fünf Kinder und
meint: „Von Kind zu Kind wurden im-
mer mehr Lerninhalte immer früher
reingepresst. Dieses Mehr führt aber
nicht unbedingt dazu, dass die Kinder
wirklich klüger werden.“

Andrea Pinz ist Schulamtsleiterin
der Erzdiözese Wien, die 25 katholi-
sche Privatschulen betreibt. Sie ist
überzeugt: Wenn Kinder die Schule zu
früh mit Schwächen verbinden, die sie
auszumerzen sollen, gehen natürliche
Neugier und Lust aufs Lernen verlo-
ren. „Deswegen müssen wir die Eltern
einbremsen, die Schule mit dem Le-
ben gleichsetzen.“ Das macht sie an
einer Anekdote fest.

So gründete die Diözese einen Chor
für Volksschulkinder in der dritten
und vierten Klasse, die gemeinsame
Auftritte im Stephansdom vorberei-
ten und dafür üben. Doch etliche El-
tern hätten rückgemeldet, dass dafür
am Nachmittag keine Zeit sei. Der
Grund: Die Kinder müssten lernen
oder in die Nachhilfe gehen, um den
gewünschten Platz im Gymnasium zu
ergattern. „Sie waren interessiert und
musikalisch begabt. Was hätten sie
durchs gemeinsame Musizieren fürs
Leben lernen können“, macht Pinz
diese Entwicklung nach 40 Jahren
Berufserfahrung traurig.

Bildungsferne Migranten wollen gute
Schulen für ihr Kind
Mommsengasse 35, 5. Stock, mit Blick
auf die hohen Türme am Gelände des
Wiener Hauptbahnhofs und die fla-
chen Fahrbahnen des Wiedner Gür-
tels. Runde Fensterbilder, gerade
Küchenzeile, Ess- und Schreibtische,
weiße Sofas, Polster, Leseecke, Bü-
cherregale, Brettspiele, Sanduhren
auf der Kommode. Hier ist eines von
demnächst insgesamt elf sogenann-
ten Lerncafés der Caritas der Erzdiö-
zese Wien.

Für 25 Kinder, vor allem aus dem
umliegenden Einzugsgebiet aus dem
Bezirk Favoriten, ist dieser Standort
eine Art zweites Wohnzimmer, sagt
Martina Polleres-Hyll. Seit 16 Jahren,
also seit Anbeginn der Lerncafés, lei-
tet sie diese.

Mädchen und Burschen im Pflicht-
schulalter kommen regelmäßig hier-
her – und davon immer mehr Volks-
schüler und immer mehr Schülerinnen
und Schüler, die noch unter Lücken
leiden, die eigentlich schon im Kinder-
garten hätten geschlossen werden
können. „Im Kindergarten, der ersten
Bildungseinrichtung, werden ent-
scheidende Dinge oftmals nicht wirk-
lich vermittelt“, sagt Polleres-Hyll.
„Da geht es um soziale Fähigkeiten, da
geht es um den Erwerb von Grundla-
gen fürs Rechnen, Schreiben, Lesen,
phonologisches Bewusstsein – wie
setze ich Laute in Schrift um? Das ist
die Basis, um Schriftsprache über-
haupt erlernen zu können. Und die
fehlt sehr oft.“

Genau deshalb würden selbst
Kleinstgruppen auch hier im Lerncafé
oft nicht mehr reichen, Einzelbetreu-
ung wird immer wichtiger. „Die Kinder
brauchen viel individuelle Unterstüt-
zung, viel zielgerichteter und genauer,
als das in Regelschulen möglich ist.“
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Auch wenn das die Pädagoginnen und
Pädagogen in den Schulen sehr wohl
wissen – es würden schlicht die Res-
sourcen fehlen.

Das Angebot der Caritas ist gratis
und eines von mehreren kostenlosen
Angeboten, die sich in den vergange-
nen 16 Jahren insgesamt verdoppelt
haben. Die Lernhilfen der Caritas sind
sehr beliebt, auf der Warteliste befin-
den sich derzeit allein in Wien knapp
200 Namen. Die Klientel sind zumeist
Kinder von Migranten, Menschen mit
niedrigerem Einkommen, Alleinerzie-
herinnen und aus Familien, die als bil-
dungsfern gelten. „Bildungsfern heißt
aber nicht, dass diese Menschen kein
Interesse daran haben, dass ihre Kin-
der eine gute Bildung bekommen“,
sagt Polleres-Hyll. „Die Eltern, mit
denen wir es zu tun haben, wissen
sehr genau, wie wichtig Bildung ist. Sie
sind sich auch dessen bewusst, dass
sie das schlicht nicht leisten können.“

Nicht nur Polleres-Hylls Erfah-
rungen, auch die Ergebnisse der
jüngsten Nachhilfe-Erhebung wider-
sprechen dem Klischee der soge-
nannten bildungsfernen Eltern, die
auf das schulische Fortkommen ihres
Nachwuchses pfeifen: Gerade Eltern
ohne Matura helfen ihren Kindern:
Bereits in der Volksschule sitzen 68
Prozent dieser Mütter und Väter
mehrmals pro Woche mit ihren
Volksschulkindern beim Hausaufga-
benmachen und Üben – auch wenn
sie sich selbst dabei plagen. Es sind
um neun Prozent mehr als Eltern mit
Matura oder Akademiker.

Endlich im Gymnasium. Aber wie lange?
In den Städten sei der Druck von El-
tern auf Volksschullehrer enorm ge-
stiegen, bei der Benotung ein Auge zu-
zudrücken, konstatiert Lehrer-Ge-
werkschafter Krebs. Das beginne

schon in der dritten Klasse, weil im-
mer mehr Gymnasien auch dieses
Zeugnis verlangen würden. Aber was
bringt das, wenn später umso härter
benotet wird? Im Gymnasium gibt es
kaum noch Spielraum. Fünfer ist Fün-
fer. Marcus Dekan, Präsident des
Bundeselternverbandes, warnt da-
vor, die erste Klasse Gymnasium zu
unterschätzen. „Die Schüler sind dann
nicht mehr die Ältesten, sondern die
Jüngsten, in einer völlig neuen Umge-
bung, oft ohne die alten Freunde. Aus
einer Bezugsperson, der Klassenlehre-
rin, werden bis zu elf neue Lehrer als
Bezugspersonen.“ Beim Umstieg brau-
che es daher mehr Unterstützung, als
viele Eltern vermuten würden.

Schülern, die von den Eltern ins
Gymnasium reingepresst werden,
diese Unterstützung dann aber nicht
haben, drohen frustrierende Jahre am
Notenabgrund voller Nachhilfesom-
mer. Ein „Abstieg“ in die Mittelschule
nach zwei, drei Jahren Gymnasium
kann mitten in der Pubertät mehr
wehtun als eine passable Mittelschule
von Anfang an.

Doch besonders im urbanen Raum
hat sich bei vielen Eltern die Überzeu-
gung verfestigt, dass es diese guten
Mittelschulen nicht mehr gibt, son-
dern nur noch sogenannte Brenn-
punktschulen. Das hat weniger mit
der Qualität der Lehrer zu tun als mit
der hohen Anzahl an Schülern aus bil-
dungsfernen Zuwandererfamilien, die
sprachlich oft Jahre zurückhängen
und auch andere Integrationsproble-
me mitbringen.

Warum die Privatschule nur
begrenzt ein Ausweg ist
Die heimische Schulwelt scheint in
den großen Städten heillos aufge-
trennt in öffentliche Volksschulen und
Mittelschulen, die wegen ihres

schlechten Rufs gemieden werden,
und Prestige-Schulen, die wegen des
großen Andrangs beinhart selektie-
ren. So ist es wenig überraschend,
dass jene, die es sich leisten können,
auf private Schulen ausweichen. Ein
Betreiber mit 25 Volksschulen, Mittel-
schulen und Gymnasien ist die Erz-
diözese Wien. Doch auch hier ist der
Andrang enorm.

In einer Volksschule kamen zuletzt
800 Bewerber auf 150 Plätze. Schul-
amtsleiterin Pinz erzählt von wüsten
Interventionen und Anwaltsbriefen
von Eltern, die abgewiesen werden
mussten. „Manche sind so enttäuscht,
dass sie aus der Kirche austreten wol-
len. Andere klagen an, dass Familie
XY einen Platz fürs Kind bekommen
hat, obwohl sie viel seltener in die
Sonntagsmesse geht.“

Muslimische Schüler sind ebenso
willkommen wie jene ohne Bekennt-
nis. Auch das schmeckt nicht allen.
Pinz: „Wir leben Vielfalt. Ein Grund-
recht auf einen privaten Schulplatz
hat keine Familie.“ Und nicht jede hat
das nötige Geld. Die Kosten betragen
bis zu 600 Euro im Monat. „Manche
sparen sich das Geld vom Mund ab
und bringen das Geld wöchentlich in
bar vorbei, weil sie monatliche Raten
am Stück nicht aufbringen können.“
Für sie gibt es Sozialtarife. Familien,
die ihre Kinder partout nicht in eine
öffentliche Mittelschule geben wollen,
obwohl diese nicht gymnasialreif sind,
bleibt gar keine andere Wahl. Von
einem Boom an Privatschulen kann
man dennoch nicht sprechen.

Ihr Anteil bleibt seit Jahren bei
rund zehn Prozent aller Schülerin-
nen und Schüler konstant. Das mag
angesichts des steigenden Drucks
auf die Wunschschule und die Mü-
hen, die Eltern dafür aufwenden,
verwundern.

In Österreich übernimmt der
Staat die Kosten für die Lehrer, die
an Privatschulen unterrichten. Für
den Bau und Erhalt der Schulgebäu-
de müssen die privaten Schulträger
selbst aufkommen. Die Kosten dafür
sind zuletzt deutlich gewachsen.
Das begrenzt die Expansion. Das
Schulgeld massiv anzuheben, um
neue Standorte zu finanzieren, wäre
wiederum nicht vereinbar mit dem
Anspruch, nicht nur eine Schule für
Reiche zu sein.

Volksschule verlängern statt harter
Schnitt mit zehn Jahren
Wie lässt sich der gestiegene Druck
auf Kinder, Eltern und Lehrer in der
Volksschule entschärfen? Eine Ant-
wort des Bildungsministers Christoph
Wiederkehr (NEOS) gegen die „frühe
Selektion“, wie er es nennt, lautet:
Sechs statt vier Jahre Volksschule.
Durch die Verlängerung um zwei Jah-
re sollen nicht schon Neunjährige an
eine Weggabelung gestellt werden, die
aus Sicht vieler Eltern über ihre beruf-

liche Zukunft entscheidet. Details,
wie viele sechsjährige Volksschulen –
als Pilotprojekt beschlossen und ge-
plant – wo eröffnen sollen, kann er
noch nicht nennen. Es hätten aber be-
reits mehrere Standorte ihr Interesse
bekundet. Es gibt auch Experten, die
eine Verlängerung der Volksschule
nach vorn für entscheidender halten:
Das heißt für die Vier- bis Zehnjähri-
gen. Besonders Kinder, die daheim
nicht Deutsch sprechen, könnten
mögliche Sprachdefizite durch einen
Vorschulkindergarten frühzeitig aus-
gleichen, die sie sonst ein Leben lang
mitschleppen.

Das zweite verpflichtende Kinder-
gartenjahr ist ein Schritt in diese Rich-
tung. Von Schulmodellen wie in Groß-
britannien mit entsprechender Päda-
gogik und Lerndauer bleibt es aber weit
entfernt. Gleichzeitig braucht die Mit-
telschule eine Image-Rettung.

Denn in den Städten verkommt sie
immer mehr zur „Restschule“. Mit
ihrem Chancen-Bonus will die Regie-
rung 220 Volksschulen und 156 Mit-
telschulen mit besonders großen He-
rausforderungen gezielt aufwerten,
die meisten davon sind in Wien.

Und die Angst, kulturell und religiös
marginalisiert zu werden, in Mittel-
schulen mit fast 100 Prozent Migran-
ten, die mehrheitlich muslimisch sind?
Bildungsminister Wiederkehr: „Für
Eltern, die aus Sorge vor kultureller
oder sprachlicher Randlage ihre Kin-
der ‚um jeden Preis‘ ins Gymnasium
bringen wollen, ist mir wichtig, zu sa-
gen: Es gibt viele engagierte, profilier-
te Mittelschulen mit klaren Schwer-
punkten, guten Ganztagsangeboten
und starker Werte- und Sprachbil-
dung.“ Danach könne man genauso
Matura machen.

Für diese Schulen muss man sich in
der Regel nicht fake-melden. æ
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„Ein Grundrecht auf einen privaten Schulplatz
hat keine Familie.“
Andrea Pinz, Schulamtsleiterin der Erzdiözese Wien



Auch wenn das die Pädagoginnen und
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sind sich auch dessen bewusst, dass
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Warum die Privatschule nur
begrenzt ein Ausweg ist
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trennt in öffentliche Volksschulen und
Mittelschulen, die wegen ihres

schlechten Rufs gemieden werden,
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dass jene, die es sich leisten können,
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Betreiber mit 25 Volksschulen, Mittel-
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Treppenlift 4-5 Stufen günstig zu
verkaufen ☏ 06 64/75 10 05 28

Suche Massiv Holz Möbel,
☏ +43/6 81/84 75 34 67

Wir kaufen Möbel (aller Art), Porzellan,
Uhren, Puppen, Teddys, Bernstein,
Schmuck, Pelze, Bilder, Teppiche,

Nähmaschinen, Gläser, Instrumente,
Münzen, Kaffeemühlen, Spielzeug.

Bitte alles anbieten.
☏ 06 64/ 93 39 14 71

antikankauf.hartmann@gmail.com

Privater Lagerverkauf: Licht - und
Tonanlagen ☏ 06 64/4 03 16 10

Musikstudent sucht Musikinstru-
mente für mein Studium. Gebrauchte
Musikinstrumente aller Art. Auch älter
oder reparaturbedürftige Instrumente
willkommen. Faire und gute Bezahlung

- sofort in bar. Ich freu mich auf Ihren
Anruf! ☏ +41/7 67/ 20 70 46

Kaufe Bauernmöbel, Barockbilder,
Skulpturen, Möbel, relig. Kunst,
Silber, Porzellan ☏ 06 64/9 11 26 42

Bin in Pension, noch sehr fit und
suche eine Nebenbeschäftigung.

FSB vorhanden ☏ 06 64/3 55 44 55

Für Literaturfreunde: wegen Woh-
nungswechsel biete ich an: 2 Bände
Brockhaus, Tolstoi Biografie und div.
antiquar. Bücher. ☏ 06 60/5 22 50 43

Antik + Trödelmarkt Schladming
Sonntag, 30.8. von 8 – 13 Uhr

beim überdachten EUROGAST
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Bin ein netter, diskreter 63j. Salzburger,
suche eine Frau 40-70 für Unterneh-
mungen und Sex ✉ 154937 an SN

Nette Sie, 64 J., schlank, hübsch, hat
das Alleinsein satt u. wünscht sich einen
lieben Partner für eine harmonische
Zukunft. sanfteseele1@gmail.com
✉ 154917 an SN

Natur-und bewegungsfreudige Flach-
gauerin, 66J. wünscht sich nette bo-
denständige Gesellschaft für Radfah-
ren, kleine Wanderungen, schwimmen,
Ausflüge,… zum Interessen teilen und
Horizont erweitern. ✉ 154898 an SN

Suche kulturbegeisterten Partner um
die 40, der sich auch für die Natur und
die kleinen Dinge des Lebens interes-
siert. Unter ✉ 154897 an SN

Geschäftsmann (70) i.R. sucht im Raum
Freilassing/Sbg, ein strammes, reifes
Vollweib f. eine ehrl. Bez. m. leidensch.
Std. In freudiger Erwartung
✉ 154997 an SN

Weibl. 69 J. NR,NT, hätte gerne Freizeit-
partner. Unsportl.aber unternehmungs-
lustig. Nur ernstgem. ✉ 154977 an SN
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Wie der Öffi-Verkehr
auf dem Land
zukunftsfähig wird und
warum autonomes
Fahren keinem
Busfahrer den Job
wegnimmt.

BIRGITTA SCHÖRGHOFER

SALZBURG. Das Auto ist immer noch
ein Männerding. Und das vor allem
auf dem Land. Während Frauen in
ländlichen Regionen häufiger ein
öffentliches Verkehrsmittel nutzen,
setzen sich Männer weiterhin lieber
hinters Lenkrad, sagt Clara Him-
melbauer. Dabei absolvierten gera-
de Männer öfter planbare Wege, wie
den zur Arbeit, und solche seien ei-
gentlich ideal für die Öffi-Nutzung.

Die Ökonomin an der WU Wien
forscht zu Verteilungsfragen. Für
einen Diskurs von „Das Wissen-
schaftsnetz“, einer österreichi-
schen Initiative zum Transfer von
wissenschaftlicher Evidenz in die
Öffentlichkeit, hat sie sich die Ge-
schlechtergrenzen im ländlichen
Verkehrsalltag angeschaut. Vor al-
lem eines dürfte Müttern dabei
nicht neu sein: „Die Wege der Frau-
en sind komplizierter“, sagt Him-
melbauer, denn ein Weg diene oft
mehreren Zwecken. Was in der For-
schung „Trip Chaining“ heißt, sieht
in der Realität so aus: Kind vom Kin-
dergarten abholen, noch den Ein-
kauf erledigen, die Oma im Senio-
renheim besuchen. Und das ergibt
auf dem Land folgendes weibliches
Mobilitätsmuster: „Frauen legen

mehr, aber kürzere Wege zurück als
Männer.“ Ein dichteres Öffi-Netz
auf dem Land nütze deshalb vor al-
lem auch Frauen.

Je besser das Öffi-Angebot auf
dem Land sei, umso mehr werde es
von Frauen auch genutzt. Insge-
samt verbringen sie so oder so mehr
Zeit als Männer in Öffis, „denn
wenn es schlechte Verbindungen
sind, dann sitzen sie halt länger im
Bus“. Männer dagegen seien auch
mit guten Öffi-Angeboten schwerer
davon zu überzeugen, das Auto ein-
mal stehen zu lassen – trotz, wie
eingangs erwähnt, mehr planbarer
Fahrten. „Da wäre noch Potenzial
zu heben“, so die Ökonomin.

Für Uwe Plank-Wiedenbeck von

der Bauhaus-Universität Weimar
erzeugt ein schlecht ausgebautes
Öffi-Netz in der ländlichen Bevöl-
kerung vor allem eines: Unzufrie-
denheit. Selbst wenn man ins Auto
steigen könne, fühlten sich die
Menschen abgehängt und benach-
teiligt gegenüber jenen, die im
urbanen Bereich mit guten Bus-
und Bahnverbindungen wohnten.
„Denn das Autofahren wird immer
teurer und damit auch der Weg in
die Arbeit.“ Reagieren müssten des-
halb nicht nur Politik und Öffi-An-
bieter, „Mobilität ist auch ein wich-
tiger Teil der Attraktivität von
Unternehmen“, so der deutsche
Wissenschafter, der das „Move-
Well“-Projekt in Thüringen leitet.

Abgesehen von der Hauptstadt Er-
furt mit 200.000 Einwohnern, le-
ben dort 2,2 Millionen Menschen in
überwiegend dünn besiedelten
Landkreisen.

Aktuell liege die ÖPNV-Nutzung
der ländlichen Bevölkerung in Thü-
ringen bei erst vier Prozent, erklärt
Plank-Wiedenbeck. Ziel des über
fünf Jahre (noch bis 2029) angeleg-
ten Forschungsprojekts ist es, den
Öffi-Verkehr so zu gestalten, dass
die Menschen ihn nicht nur nutzen,
sondern auch als gut empfinden.
„Jetzt sagen sie, er ist schlecht.“

Nach Schweizer Vorbild soll in
ganz Thüringen ein integraler Öffi-
Takt eingeführt werden, inklusive
„letzter Meile“. Und der deutsche

Forscher ist überzeugt davon, dass
künftig auf dem Land das autono-
me Fahren bei den „On demand“-
Fahrzeugen wie Ruftaxis oder
-kleinbussen eine entscheidende
Rolle spielen wird. In fünf bis sechs
Jahren sei zu erwarten, dass durch
vernetztes autonomes Fahren der
Öffi-Verkehr billiger und besser
werde. Die Anbieter hätten weniger
Personalkosten und könnten auch
die Betriebszeiten ausweiten, so
Plank-Wiedenbeck. Arbeitsplätze
gingen dabei keine verloren, „es
gibt schon jetzt zu wenig Fahrper-
sonal“. Die Technologie des autono-
men Fahrens jedenfalls funktionie-
re „leider noch nicht durch europäi-
sche Fahrzeuge“.

Fed-Chef Warsh will eine
„ruhigere Notenbank“ haben
WASHINGTON. Wer erwartet hatte, dass US-
Notenbankchef Kevin Warsh seinen Kriti-
kern nachgeben und einen Schwenk in der
Kommunikationspolitik machen würde,
wurde enttäuscht. Warsh machte in seiner
Rede zum Auftakt des Finanzsymposiums in
Jackson Hole klar, dass er nichts davon halte,
den Finanzmärkten künftige Entscheidun-
gen anzukündigen. „Transparenz ist kein
Selbstzweck“, sagte Warsh.

Diese „Forward Guidance“ sei während der
Finanzkrise 2007/2008 ein sinnvolles Instru-
ment gewesen. Inzwischen sei das anders:
Sich übermäßig auf geldpolitische Schritte
festzulegen, wiege die Märkte in falscher Si-
cherheit und nehme der Notenbank die Mög-
lichkeit, passend auf Ereignisse zu reagieren.

„Marktteilnehmer sollten ihre eigenen
Urteile fällen“, sagte Warsh – und sich nicht

hauptsächlich auf die Fed konzentrieren.
Andernfalls reagierten Geldpolitik und
Marktteilnehmer womöglich zu spät auf
neue Entwicklungen. Die Fed werde deshalb
ihre Modelle verbessern und sich darüber be-
wusst sein, dass die Präzision von Vorhersa-
gen begrenzt sei. „Eine stillere Fed ist besser
darin, ihre Ziele zu erreichen“, sagte Warsh.

Die US-Wirtschaft erweise sich trotz exter-
ner Schocks als stabil, auch die Arbeitsmärk-
te seien mit einer Arbeitslosenquote von 4,1
Prozent robust. Aber die Teuerung sei weiter
besorgniserregend, die Inflationsmaße lägen
deutlich über der Zielmarke von zwei Pro-
zent. Die langfristigen Trends zeigten nicht,
dass die Teuerung deutlich zurückgehe. „Wir
müssen sicher sein, dass sich die Inflation
auf unser Ziel zubewegt, andernfalls haben
wir Arbeit zu erledigen“, sagte Warsh. wie
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